
verkündet am: 
04.11.2003  

Amtsgericht Hamburg-Wandsbek 

URTEIL  

Im Namen des Volkes 

Ges chä ft s-N r .:  7 . 15 C 48/0 3 

In dem Rechtsstreit  

- Kläger - 

Prozessbevol1mächt igte:  
Rechtsanwalt Tim Oliver Becker, Oberaltensllee 76, 22081 Hamburg 
, Gz.: 30/02 

gegen  

 
- Beklagte - 

Prozessbevol1mächtigte:  

 

erkennt das Amtsgericht Hamburg-Wandsbek, Abteilung  715, durch den 
Richter Dr. Tonner aufgrund der am 16.09.2003 geschlossenen mündlichen 
Verhandlung für Recht: 

siehe nächste Seite 
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1. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger EUR 171,20 nebst Zinsen in Höhe von 
5% über dem jeweiligen Basiszins hierauf seit dem 4.12.2002 zu zahlen. Im übri- 
gen wird die Klage abgewiesen. 

2. Der Kläger trägt 60% und die Beklagte 40% der Kosten des Rechtsstreits. 
3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 

TATBESTAND 

(Von der Darstellung eines Tatbestands wird gemäß § 313a Abs. 1 ZPO abgesehen.) 

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE 

I. 

Die Klage ist nur zum Teil begründet. Dem Kläger steht der geltend gemachte An- 
spruch nicht in der begehrten Höhe zu. 

1. 

Der Kläger hat einen Schadensersatzanspruch gegen die Beklagte gemäß §§ 823 
Abs. 1, 1004 BGB wegen der ihm entstandenen Anwaltskosten für das Abmahn- 
schreiben vom 25.10.2002. 
Die unaufgeforderte Übersendung der E-Mail an die Adresse einer Anwaltskanzlei 
stellt einen Eingriff in das Recht am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb 
i.S.d. § 823 Abs. 1 BGB dar, in dessen Schutzbereich neben Unternehmen i.S.d. § 
823 Abs. 1 BGB auch die Angehörigen der freien Berufe - wie hier der Kläger als 
Rechtsanwalt - fallen (vgl. AG Charlottenburg MMR 2000, 775; MüKo/Mertens, BGB, 
3. Aufl., § 823 Rdnr. 488). Das erkennende Gericht folgt den Rechtsausführungen 
des AG Charlottenburg (a.a.O.) und des LG Berlin in dem Urteil v. 13.10.1998 (Az.: 
16.O.320/98 [= MMR 1999, 43]) in vollem Umfang: Der Empfänger einer unaufgefor- 
derten E-Mail-Werbung wird durch diese erheblich und im Ergebnis nicht hinnehmbar 
belästigt. Insbesondere muß er Arbeitszeit aufwenden, um E-Mail-Werbung aus sei- 
ner E-Mail-Post auszusondern und es entstehen ihm Kosten durch die hierbei anfal- 
lenden Telekommunikationsgebühren. Darüber hinaus besteht die Gefahr, daß durch 
eine große Anzahl von Werbesendungen die Speicherkapazität der Empfänger- 
Mailbox überschritten wird und der Empfänger erwünschte Nachrichten nicht mehr 
erhält bzw. letztlich den E-Mail-Anschluss für seinen Geschäftsverkehr nicht mehr 
nutzen kann. 
Das Gericht sieht es mit den vorstehend zitierten Entscheidungen als unerheblich an, 
daß die Beklagte vorliegend unstreitig nur eine einzige E-Mail an den Kläger ge- 
schickt hat, die für sich allein die vorgenannten nachteiligen Folgen nicht in erhebli- 
chem Umfang nach sich ziehen kann. Denn die Gefahr von Werbe-E-Mail besteht 
gerade darin, daß eine nicht kontrollierbare Anzahl von Personen E-Mails an eine 
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ebenfalls unüberschaubare Zahl von Empfängern sendet, was erst im Zusammen- 
wirken zu den Beeinträchtigungen der Empfänger führt. Hier muß jeder einzelne Mit- 
verursacher für die Gesamtwirkung verantwortlich gemacht werden, da ansonsten 
keine Handhabe gegen die Belästigung bestünde. 
Der Kläger hat auch nicht gegen seine Schadensminderungspflicht verstoßen, weil er 
als Rechtsanwalt nicht selbst das Abmahnschreiben verfaßt hat. Da es vorliegend 
um einen deliktischen Eingriff gegen seine Kanzlei geht, hätte er auch selbst gebüh- 
renpflichtig tätig werden können. 

2. 

Der geltend gemachte Anspruch kann jedoch nicht - wie vom Kläger geltend ge- 
macht - auf Grundlage eines Streitwerts von EUR 10.000,00 sondern lediglich auf 
Basis des Regelstreitwerts von EUR 3.000,000 zugesprochen werden. Insoweit 
kommt hier - anders als bei der Frage nach dem Vorliegen einer rechtswidrigen Be- 
einträchtigung - dem Umstand erhebliche Bedeutung zu, daß tatsächlich nur eine 
einzige E-Mail versandt wurde. Die dem Kläger zustehende 8/10-Gebühr gemäß §§ 
11, 118 Abs. 1 Satz 1 BRAGO beträgt demnach EUR 151,20. Hinzu kommt die Aus- 
lagenpauschale in Höhe von EUR 20,00, so daß dem Kläger EUR 171,20 zuzuspre- 
chen waren. 

Die Zinsforderung beruht auf §§ 286 Abs. 1, 288 Abs. 1 BGB. Die Kostenentschei- 
dung folgt aus § 92 Abs. 1 ZPO. Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbar- 
keit beruht auf §§ 708 Nr. 11, 713 ZPO. 

 

 

 Ausgefertigt 

Dr. Tonner / f 


